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Herstellungsbeiträge, was ist das? 
 
In Art. 5 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) schreibt der Gesetzgeber vor, dass der Aufwand für die 
Herstellung der öffentlichen Wasserversorgungsanlagen und der öffentlichen Entwässerungseinrichtungen 
(Kanalnetz und Kläranlage) von den Grundstückseigentümern oder den Erbbauberechtigten getragen werden 
muss. 
Herstellungsbeiträge sind ein besonderes Entgelt dafür, dass einem Grundstück durch die Möglichkeit des 
Anschlusses an diese von der Gemeinde oder des Wasserzweckverbands betriebene, öffentliche Einrichtung 
(Wasserversorgungs- und/oder Entwässerungsanlage) ein Vorteil entsteht. Der Herstellungsbeitrag wird 
einmalig festgesetzt. 
 
Alle weiteren Grundlagen zur Erhebung von Herstellungsbeiträgen sind in den entsprechenden Beitrags- und 
Gebührensatzungen der jeweiligen Gemeinde/des Wasserzweckverbands geregelt. Diese können jederzeit 
über die Homepage der Gemeinde eingesehen werden. 
 
 

Welche Grundstücke sind beitragspflichtig? 
 
Ein Herstellungsbeitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte bzw. gewerblich nutzbare 
Grundstücke erhoben, wenn 

- für sie nach § 4 WAS ein Recht zum Anschluss an die Wasserversorgungsanlage besteht oder das 
Grundstück tatsächlich an die Wasserversorgungsanlage angeschlossen ist. 

- für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an die Entwässerungseinrichtung besteht oder sie (z.B. 
auf Grund einer Sondervereinbarung) an die Entwässerungseinrichtung tatsächlich angeschlossen sind. 

 
 

Beitragspflicht – wann wird der Beitrag erhoben? 
 
Neubau:  
Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück an die Wasserversorgungsanlage bzw. 
Entwässerungseinrichtung angeschlossen ist bzw. angeschlossen werden kann. 
 
An- und Umbau bzw. Nutzungsänderung (Nacherhebung): 
Tritt eine Veränderung der Grundstücks- oder Geschossfläche, der Bebauung oder der Nutzung des 
Grundstücks ein, so sind Flächenmehrungen beitragspflichtig. Solche Veränderungen können sein: 
 

- nachträglicher Ausbau eines bisher beitragsfreien Dachgeschosses (auch einzelner Räume) 
- Anbau an das Gebäude (z.B. Wintergarten, Sommergarten, Terrassenüberdachung, usw.) 
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- Aufstockung bzw. Umbau eines Wohnhauses 
- Zukauf einer Nachbarfläche zum Grundstück 
- Umnutzung eines beitragsfreien Gebäudes in ein beitragspflichtiges Gebäude 
- Nutzungsänderungen von Hallen und landwirtschaftlichen Gebäuden für gewerbliche Zwecke oder zu 

Wohnzwecken  
- Verlegung von Wasser/Abwasser in Nebengebäuden 

 

 
Zu welchen Mitteilungen bin ich verpflichtet? 
  
Im Sinne der Beitragsgerechtigkeit aller Bürger besagt Art. 5 Abs. 2a Satz 2 KAG: „Die Beitragspflichtigen sind 
verpflichtet, dem Beitragsgläubiger für die Höhe des Beitrags maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu 
melden und über den Umfang dieser Veränderungen, auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender 
Unterlagen, Auskunft zu erteilen.“ Dies ist unter anderem auch in den Beitrags- und Gebührensatzungen der 
jeweiligen Gemeinden bzw. des Wasserzweckverbandes geregelt. 
 
Erfolgt keine Meldung, entsteht die Beitragspflicht erst mit Kenntnisnahme des Amtswalters/Sachbearbeiters 
der Verwaltungsgemeinschaft von der tatsächlichen Veränderung auf dem Grundstück. Somit sind die 
Beitragssätze der zu diesem Zeitpunkt gültigen Satzungen maßgeblich. Eine Verjährung tritt in diesem Falle 
nicht ein. 
 
Schwarzbauten unterliegen nicht dem Bestandsschutz, denn der Bauherr hat absichtlich oder unwissentlich 
keine Baugenehmigung eingeholt. Ihn trifft daher das Risiko, wenn die zuständige Behörde z.B. den Abriss des 
Gebäudes oder zumindest eine Nutzungsuntersagung anordnet. 
 

 
Wer ist Beitragspflichtiger? 
 
Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragspflicht Eigentümer des Grundstücks oder 
Erbbauberechtigter ist. 
 

 
Wann ist die Zahlung fällig? 
 
Herstellungsbeiträge sind grundsätzlich innerhalb eines Monats nach Zustellung des Bescheides fällig. Stellt die 
rechtzeitige Zahlung eine unbillige Härte (muss nachgewiesen werden) dar, kann auf schriftlichen Antrag eine 
Stundung in Form z.B. einer Ratenzahlung gewährt werden. Für die Dauer der gewährten Stundung müssen 
Zinsen in Höhe von 0,5 v. H. erhoben werden. Unter Umständen ist auch eine Sicherheit des 
Beitragsschuldners zu leisten, z.B. in Form einer Sicherungshypothek im Grundbuch, Bürgschaft, usw..  
Wichtig: Die Zahlung wird trotz Einlegung eines Rechtsbehelfs (Widerspruch oder Klage) zum angegebenen 
Zeitpunkt fällig. 
 

 
Wie wird der Herstellungsbeitrag berechnet? 
 
Der Herstellungsbeitrag berechnet sich nach der Grundstücksfläche und der Geschossfläche (*). 
(*) Achtung: Geschossfläche ist nicht gleich Wohnfläche! 
Die Geschossfläche errechnet sich nach den Außenmaßen des Gebäudes in allen Geschossen (KG, EG, OG, DG). 
 
Die Geschossfläche berechnet sich nach den Außenmaßen der Gebäude. Dachgeschosse werden nur 
herangezogen, soweit sie ausgebaut sind. Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und 
soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. Bei unbebauten Grundstücken wird zunächst ein Viertel 
bzw. ein Fünftel (siehe Satzung der jeweiligen Gemeinde) der Grundstücksfläche als fiktive Geschossfläche 
angesetzt. Wird ein bisher als unbebaut veranlagtes Grundstück bebaut, wird die nun tatsächlich vorhandene 
Geschossfläche der bisher veranlagten Geschossfläche gegenübergestellt. Ist die für das unbebaute 



Grundstück veranlagte fiktive Geschossfläche höher als die tatsächliche Bebauung, so wird der auf die 
Mehrfläche entfallene Beitrag erstattet. Ist die bisher veranlagte fiktive Geschossfläche geringer als der 
tatsächliche Bestand, wird die Mehrfläche nacherhoben. Der Herstellungsbeitrag berechnet sich nach der 
Multiplikation der Grundstücks- bzw. Geschoßfläche mit dem jeweils gültigen Beitragssatz. 
 
Ausführliche Informationen zu den Satzungen (BGS-EWS und BGS-WAS) finden Sie auf der Homepage der 
jeweiligen Gemeinde. 

 
 
Wie hoch sind die Beitragssätze? 
 
Die Beitragssätze sind in den jeweiligen Beitrags- und Gebührensatzungen des Marktes Pfaffenhausen, der 
Gemeinde Salgen, der Gemeinde Breitenbrunn, des Wasserzweckverbandes Breitenbrunn und der Gemeinde 
Oberrieden geregelt. 
 

 
Wann verjährt ein Beitrag? 
 
Ein Herstellungsbeitrag unterliegt der vierjährigen Verjährungsfrist. Die Frist beginnt immer mit Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Beitragspflicht entstanden ist (§ 170 Abs. 1 AO). 
 
Achtung: Bestimmte Maßnahmen, die eine Beitragspflicht auslösen, wie z.B. der Bau eines Wintergartens 
ohne erforderliche Baugenehmigung oder der Ausbau eines Dachgeschosses, werden oftmals der Gemeinde 
nicht bekannt gegeben. Die Frist ist in diesen Fällen gehemmt. Hier beginnt die Festsetzungsfrist erst ab der 
Bekanntgabe (Mitteilung des Grundstückseigentümers an den Sachbereich „Beitragswesen“). 
 

 
Meldepflicht des Grundstückeigentümers 
 
Veränderungen der Grundstücksfläche, der Bebauung oder der Nutzung der Gebäude sind meldepflichtig, 
soweit sie zu einer Mehrung der tatsächlichen Grundstücksfläche oder Geschoßfläche – die bei der bisherigen 
Festsetzung der Herstellungsbeiträge berücksichtigt wurden – führen. Die Meldepflicht besteht auch für 
Maßnahmen, die nach der Bayerischen Bauordnung keiner Baugenehmigung bedürfen (z. B. Ausbau einzelner 
Räume im Dachgeschoß, solange die Dachkonstruktion und die äußere Gestalt des Gebäudes nicht verändert 
wird). 
 
Änderungen sind der Verwaltungsgemeinschaft Pfaffenhausen umgehend unter Vorlage entsprechender 
Flächennachweise, Zeichnungen, etc. schriftlich mitzuteilen. Die Meldung ersetzt nicht einen unter Umständen 
erforderlichen Bauantrag oder Antrag nach dem Denkmalschutz usw. 
 
Wann ist ein Dachgeschoss ausgebaut? 
Die Rechtsprechung geht von einem Ausbau des Dachgeschosses oder Spitzboden aus, wenn die 
Nutzungsmöglichkeit über die eines normalen Dachbodens hinausgeht. Dies ist nicht erst dann der Fall, wenn 
im Dachgeschoss Wohnräume geschaffen werden. Auch andere zum Aufenthalt von Personen dienende 
Räume (z. B. Hobby-, Fitness- und Hausarbeitsräume) begründen einen melde- und beitragspflichtigen 
Dachgeschossausbau. 
 
Anhaltspunkte hierfür sind: 
 

- Dämmung des Daches 
- Verkleidung der Dachschrägen 
- Fußbodenbelag 
- Elektroinstallation 
- Heizung 

 



Es müssen nicht alle Anhaltspunkte gleichermaßen vorhanden sein. Weiterhin kommt es nicht darauf an, ob im 
Dachgeschoss bzw. Spitzboden ein Wasser-/Abwasseranschluss vorhanden ist. 
 

 
Wir sind für Sie da! 
 
Diese Kurzinformation soll Ihnen einen Überblick über das Herstellungsbeitragsrecht geben und helfen, den 
Beitragsbescheid besser zu verstehen. Es handelt sich um eine stark vereinfachte Darstellung, ohne Anspruch 
auf Vollständigkeit. 
Für weitere Erläuterungen oder bei Fragen bzw. Unstimmigkeiten steht Ihnen unsere Beitragssachbearbeiterin 
gerne zur Verfügung. Gerne erläutern wir Ihnen bei einem persönlichen Gespräch die Berechnung und die 
Abrechnungsgrundlagen. 
 

 
Ansprechpartner 
Verwaltungsgemeinschaft Pfaffenhausen, Hauptstraße 34, 87772 Pfaffenhausen 
 
Sachbearbeiterin: Melanie Hundegger 
Telefon: 08261/96 98-21 
E-Mail: melanie.hundegger@vgem-pfaffenhausen.de 


